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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 19. Dezember 1980 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Zielsetzung 

Bei wirtschaftlicher Betätigung über die nationalen Grenzen hinaus 
stellen Doppelbesteuerungen ein erhebliches Hindernis dar. Der- 
artige steuerliche Hindernisse sollen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechoslowakei abgebaut werden. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 19. Dezember 1980 enthält die hierfür erfor- 
derlichen Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Vertrags- 
gesetz soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche 
Zustimmung der Gesetzgebungskörperschaften erlangen. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) - 521 05 - Do 56/82 Bonn, den 28. Mai 1982 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Dezember 1980 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und tschechischer Sprache 
und eine Denkschrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 512. Sitzung am 28. Mai 1982 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Abkommen vom 19. Dezember 1980 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Prag am 1 9. Dezember 1 980 Unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu- 
blik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend 
veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 3 

(1 ) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstän- 
de der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Auf- 
kommen aus den vom Abkommen betroffenen Steuern 
gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz oder zum 
Teil den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 29 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepublik 
Deutschland zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in 
gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den 
Ländern oder den Gemeinden zufließen. Andererseits 
brauchen gewisse zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung bisher eingeräumte Ermäßigungen an deutschen 
Steuern nicht mehr oder nicht mehr in bisheriger Höhe 
gewährt zu werden, weil die Doppelbesteuerung nach 
dem Abkommen schon durch tschechoslowakische 
Steuerverzichte beseitigt oder gemildert wird. Das sich 
daraus ergebende Mehr- oder Minderaufkommen wird 
haushaltswirtschaftlich nicht ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Smlouva 

mezi Spolkovou republikou Nömecka 
a Ceskoslovenskou socialistickou republikou 
o zamezenl dvojfho zdanöni 
v oboru dani z pn'jmu a z majetku 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Tschechoslowakische Sozialistische Republik - 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen zu schließen - 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertrags- 
staat oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 

Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der 
Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, 
die in einem der beiden Vertragsstaaten erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermör 
gen oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens 
erhoben werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus 
der Veräußerung beweglichen oder unbeweglichen Vermö- 
gens, der Lohnsummensteuern sowie der Steuern vom Ver- 
mögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungs- 
abgabe zur Körperschaftsteuer, 

die Vermögensteuer, 
die Grundsteuer und 
die Gewerbesteuer; 

b) in der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik: 
die Abgabe und die Steuer vom Gewinn (odvod ze zisku a 
daft ze zisku), 

die Lohnsteuer (daft ze mzdy), 


Spolkovä republika Nämecka 
a 

Ceskoslovenskä socialistickä republika, 

Pfejice si uzavfit smlouvu o zamezeni dvojlho zdanäni v 
oboru dani z pfijmu a z majetku, 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Osoby, na kterä se smlouva vztahuje 

Tato smlouva se vztahuje na osoby, kterä maji bydliStä Ci 
sidlo v jednom nebo v obou smluvnich stätech. 

Clänek 2 

Danö, na kterä se smlouva vztahuje 

(1 ) Tato smlouva se vztahuje na danä z ph'jmu a z majetku, 
vybiranä v näkteräm z obou smluvnich stätö, at je zpüsob 
vybiräni jakykoli. 

(2) Za danä z pfijmu a z majetku se povaZuji väechny danä, 
vybirane z celkoväho ph'jmu, z veäkeräho majetku, nebo z 
Cästi pfijmu nebo majetku, vöetnä dani ze zisku ze zcizeni 
moviteho nebo nemoviteho majetku, dani z objemu mezd a 
dani z pfiröstku hodnoty. 


(3) SouCasne danä, na kterä se smlouva vztahuje, jsou 
zejmäna 

a) ve Spolkove republice Nämecka: 
daft z pfijmu (die Einkommensteuer), 

daft prävnickych osob vöetnä doplftkovö dävky k dani 
prävnickych osob (die Körperschaftsteuer einschließlich 
der Ergänzungsabgabe zur Körperschaftsteuer), 
daft z majetku (die Vermögensteuer), 
pozemkovä daft (die Grundsteuer) a 
iivnostenskä daft (die Gewerbesteuer); 

b) v Ceskoslovenskä socialistickä republice: 
odvod ze zisku a daft ze zisku, 

daft ze mzdy, 
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die Steuer von Einkünften aus literarischer und künstle- 
rischer Tätigkeit (dafi z pfi'jmü z literärni a umäleckä 
öinnosti), 

die Landwirtschaftsteuer (dafi zemädälskä), 

die Steuer von den Einkünften der Bevölkerung (dafi z 

pFijmü obyvatelstva), 

die Haussteuer (dafi domovnl) und 

die Abgabe vom Vermögen (odvod z jmäni). 

(4) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Vermögens gelten ent- 
sprechend für die nicht nach dem Einkommen oder dem Ver- 
mögen berechnete Gewerbesteuer, die in der Bundesrepu- 
blik Deutschland erhoben wird. 

(5) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher 
oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit bestehen- 
den Steuern oder an deren Steile erhoben werden. Die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander am 
Ende eines jeden Jahres die in ihren Steuergesetzen einge- 
tretenen Änderungen, soweit erforderlich, mit. 

Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert: 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der an- 
dere Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Bun- 
desrepublik Deutschland oder die Tschechoslowakische 
Sozialistische Republik; 

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen und 
Gesellschaften; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Perso- 
nen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristi- 
sche Personen behandelt werden; 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertrags- 
staats“ und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, 
je nachdem, ein Unternehmen, das von einer in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person betrieben wird, oderein Un- 
ternehmen, das von einer in dem anderen Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird; 

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ auf seiten 
der Bundesrepublik Deutschland den Bundesministerder 
Finanzen und auf seiten der Tschechoslowakischen So- 
zialistischen Republik den Minister der Finanzen der 
Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik oder 
seinen bevollmächtigten Vertreter. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes er- 
fordert, jeder nicht anders bestimmte Ausdruck die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über die 
Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Abkommens 
sind. 

Artikel 4 

Steuerlicher Wohnsitz 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, 
die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Ge- 
schäftsleitung oder eines anderen ähnlichen Merkmals 
steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragsstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragsstaat ansässig, in dem 
sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Verfügt sie in 


dafi z prijmü z literärni a umäleckä öinnosti, 

dafi zemädälskä, 

dafi z prijmü obyvatelstva, 

dafi domovni a 
odvod z jmäni. 

(4) Ustanoveni täto smlouvy o zdanäni pFijmu nebo majetku 
plati pfimäFenä pro Zivnostenskou dafi, vymäFovanou nikoli 
podle pfijmu nebo majetku, kterä se vybirä ve Spolkovä repu- 
blice Nämecka. 

(5) Tato smlouva se bude vztahovat takä na vSechny 
totoinä nebo obdobnä danä, kterä budou v budoucnu 
vybiräny vedle souöasnych dani nebo misto nich. PFisluänä 
üFady smluvnich stätü si na konci kaidäho roku podle potfeby 
sdäli zmäny, kterä byly provedeny v jejich dafiovych zäko- 
nech. 

Clänek 3 

Vseobecnä deflnice 

(1) Ve smyslu täto smlouvy, pokud souvislost nevyiaduje 
odliäny vyklad: 

a) Vyrazy "jeden smluvni stät” a "druhy smluvni stät” oznaöuji 
podle souvislosti Spolkovou republiku Nämecka nebo 
Ceskoslovenskou socialistickou republiku. 

b) Vyraz "osoba" zahrnuje fyzickä osoby a spoleönosti. 

c) Vyraz "spoleönost” oznaöuje prävnickä osoby nebo nosi- 
tele präv povaiovanä pro üöely zdanäni za prävnickä osoby. 

d) Vyrazy "podnik jednoho smluvniho stätu” a "podnik 
druhäho smluvniho stätu” oznaöuji podnik provozovany 
osobou majici bydliätä öi sidlo v jednom smluvnim stätä, 
pFipadnä podnik provozovany osobou majici bydliätä öi 
sidlo v druhäm smluvnim stätä. 

e) Vyraz "pFisluäny üfad” oznaöuje v pFipadä Spolkovä repu- 
bliky Nämecka spolkoväho ministra financi a v pFipadä 
Ceskoslovenskä socialistickä republiky ministra financi 
Ceskoslovenskä socialistickä republiky nebo jeho zmoc- 
nänäho zästupce. 

(2) Ka2dy vyraz, ktery neni jinak definovän, mä pro aplikaci 
täto smlouvy smluvnim stätem vyznam, ktery je mu uröen 
prävnimi pFedpisy tohoto stätu, kterä upravuji danä, je2 jsou 
pfedmätem täto smlouvy, pokud souvislost nevyzaduje 
odliSny vyklad. 

Clänek 4 
Dafiovy domicil 

(1 ) Vyraz "osoba majici bydliätä öi sidlo v jednom smluvnim 
stätä” oznaöuje ve smyslu täto smlouvy osobu, kterä je podro- 
bena zdanäni podle prävnich pFedpisü tohoto stätu z düvodu 
sväho bydlistä, stäläho pobytu, mista vedeni, nebo jinäho 
podobnäho kriteria, 

(2) JestliZe fyzickä osoba mä podle ustanoveni odstavce 1 
bydliätä v obou smluvnich stätech, postupuje se takto: 

a) PFedpoklädä se, 2e tato osoba mä bydlistä v tom smluvnim 
stätä, ve kteräm mä stäly byt. Jestliie mä stäly byt v 


7 



Drucksache 9/1699 


Deutscher Bundestag - 9. Wahlperiode 


beiden Vertragsstaaten übereine ständige Wohnstätte, so 
gilt sie als in dem Vertragsstaat ansässig, zu dem sie die 
engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen 
hat. 

b) Kann nicht bestimmt werden, zu welchem Vertragsstaat 
die Person die engeren persönlichen und wirtschaftlichen 
Beziehungen hat, oder verfügt sie in keinem der Ver- 
tragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als 
in dem Vertragsstaat ansässig, in dem sie ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als in dem Ver- 
tragsstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 

Artikel 5 
Betriebstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Tä- 
tigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere Stätte 
der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstel- 
lung oder Auslieferung von Gütern oder Waren des Unter- 
nehmens benutzt werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu Lagerung, Ausstellung oder Ausliefe- 
rung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch 
ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu 
werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter 
oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaf- 
fen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche For- 
schung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten auszu- 
üben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit 
darstellen. 

(4) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen 
Vertreters im Sinne des Absatzes 5 - in einem Vertragsstaat 
für ein Unternehmen des anderen Vertragsstaats tätig, so gilt 
eine in dem erstgenannten Staat gelegene Betriebstätte als 
gegeben, wenn die Person eine Vollmacht besitzt, im Namen 
des Unternehmens Verträge abzuschließen, und die Voll- 
macht in diesem Staat gewöhnlich ausübt, es sei denn, daß 
sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragsstaats wird nicht schon 
deshalb so behandelt, als habe es eine Betriebstätte in dem 


obou smluvnlch stätech, pfedpoklädä se, ie mä bydliätä v 
tom smluvnim stätä, ke kterämu mä uiäi osobni a 
hospodäfskä vztahy. 

b) Jestliie nemüie byt uröeno, ke kterämu smluvnfmu stätu 
mä tato osoba u2Si osobni a hospodäfskä vztahy, nebo 
jestlize nemä stäly byt v 2ädnäm smluvnim stätä, pfed- 
poklädä se, ie mä bydliätä v tom smluvnim stätä, ve 
kteräm se obvykle zdriuje. 

(3) Jestliie osoba jinä nei osoba fyzickä mä podle usta- 
noveni odstavce 1 sidlo v obou smluvnlch stätech, pfedpo- 
klädä se, ie mä sidlo v tom smluvnim stätä, v näm i je misto 
jejiho skuteönäho vedeni. 

Ölänek 5 
Stälä provozovna 

(1) Vyraz ”stälä provozovna” oznaöuje ve smyslu täto 
smlouvy trvalä zafizeni pro podnikänf, v näm i podnik vyko- 
nävä zcela nebo zöästi svoji öinnost. 

(2) Wraz ”stälä provozovna” zahrnuje obzvläätä: 

a) misto vedeni, 

b) zävod, 

c) kanceläf, 

d) tovärnu, 

e) dilnu, 

f) dül, lom nebo jinä misto, kde se täii pfirodni zdroje, 

g) staveniätä nebo montäi, kterä trvaji däle nei 12 mäsicü. 

(3) Za stälou provozovnu se nepovaiuje: 

a) zafizeni, kterä se vyuiivä pouze k uskladnäni, vystaveni 
nebo k dodäni zboii patficiho podniku, 

b) zäsoba zboii patficiho podniku, kterä se udriuje pouze za 
üöelem uskladnäni, vystaveni nebo dodäni, 

c) zäsoba zboii patficiho podniku, kterä se udriuje pouze za 
üöelem zpracoväni jinym podnikem, 


d) trvalä zafizeni slouiici podnikäni, kterä je vyuzfväno pouze 
za üöelem näkupu zboii nebo shromaid’oväni informaci 
pro podnik, 

e) trvalä zafizeni slouiici podnikäni, kterä je vyuiiväno pro 
podnik pouze za üöelem reklamy, poskytoväni informaci, 
vädeckych reäeräi nebo podobnych öinnosti, kterä maji 
pfipravny nebo pomocny Charakter. 


(4) Osoba jednajici v jednom smluvnim stätä za podnik 
druhäho smluvniho stätu - jinä n ei nezävisly zästupce ve 
smyslu odstavce 5 - se povaZuje za stälou provozovnu v prvnä 
jmenovanäm stätä, jestliie je vybavena plnou moci, kterä ji 
dovoluje uzavirat smlouvy jmänem podniku a kterou v tomto 
stätä obvykle vyuZivä, pokud jeji öinnost neni omezena 
na näkupy zbozi pro podnik. 


(5) Nepfedpoklädä se, ie podnik jednoho smluvniho stätu 
mä stälou provozovnu v druhäm smluvnim stätä jenom proto, 
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anderen Vertragsstaat, weil es dort seine Tätigkeit durch einen 
Makler, Kommissionär oder einen anderen unabhängigen 
Vertreter ausübt, sofern diese Person im Rahmen ihrer ordent- 
lichen Geschäftstätigkeit handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragsstaat 
ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem anderen 
Vertragsstaat ansässig ist oder dort (entweder durch eine 
Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, 
wird eine der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte 
der anderen. 

Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem dieses Vermögen 
liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragsstaats, in dem das Vermö- 
gen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das Zubehör zum 
unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar 
land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf die 
die Vorschriften des bürgerlichen Rechts über Grundstücke 
Anwendung finden, die Nutzungsrechte an unbeweglichem 
Vermögen sowie die Rechte auf veränderliche oder feste Ver- 
gütungen für die Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung 
von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschät- 
zen. See- und Binnenschiffe sowie Luftfahrzeuge gelten nicht 
als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittelbaren 
Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder ande- 
ren Art der Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus un- 
beweglichem Vermögen eines Unternehmens und für Ein- 
künfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung 
eines freien Berufs dient. 

Artikel 7 

Untemehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen Vertrags- 
staat durch eine dort gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das 
Unternehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens in dem anderen Staat be- 
steuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betriebstät- 
te zugerechnet werden können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat durch eine dort gele- 
gene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertragsstaat dieser 
Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie hätte erzielen 
können, wenn sie eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter 
gleichen oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges 
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unter- 
nehmen, dessen Betriebstätte sie ist, völlig unabhängig gewe- 
sen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für die Zwecke dieser Betriebstätte entstandenen 
Aufwendungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und 
allgemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, 
oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 


2e tarn vykonävä svoji öinnost prostfednictvim makläfe, komi- 
sionäfe nebo jinäho nezävisläho zästupce, pokud tyto osoby 
jednaji v rämci svä fädnä öinnosti. 

(6) Skuteönost, te spoleönost, kterä mä sidlo v jednom 
smtuvnim stätä, ovlädä spoleönost nebo je ovlädäna spoleö- 
nosti, kterä mä sidlo v druhäm smluvnim stätä, nebo kterä v 
tomto druhäm stätä vykonävä svoji öinnost (at 1 
prostfednictvim stälä provozovny nebo jinak), neuöini sama o 
sobä z kteräkoli täto spoleönosti stälou provozovnu druhä 
spoleönosti. 

Ölanek 6 

Pnjmy z nemovitäho majetku 

(1) Prijmy z nemovitäho majetku mohou byt zdanäny ve 
smluvnim stätä, v näm 1 je takovy majetek umistän. 

(2) Vyraz "nemovity majetek” je definovän ve shodä s 
prävem toho smluvniho stätu, v näm2 je tento majetek 
umistän. Tento vyraz zahrnuje v kaldäm pfipadä ph'slu- 
äenstvi nemovitäho majetku, iivy a mrtvy inventäf 
zemädälskych a lesnich hospodäfstvl, präva, na kterä se 
pouZiji ustanovenl oböanskäho präva vztahujlci se na 
pozemky, poZrväni nemovitäho majetku a präva na promänlivä 
nebo pevnä plnäni, placenä za tä2eni nebo za prävo na tä2eni 
nerostnych loZisek, pramenü a jinych prirodnich zdrojü. Lodi, 
öluny a letadla se nepova^uji za nemovity majetek. 


(3) Ustanoveni odstavce 1 se poulije na pfrjmy z pfimäho 
uZiväni, näjmu, pachtu a kaidäho jinäho zpösobu u^iväni 
nemovitäho majetku. 

(4) Ustanoveni odstavcö 1 a 3 se pouiiji takä na ph'jmy z 
nemovitäho majetku podniku a na pfijmy z nemovitäho 
majetku uZivanäho vykonu svobodnäho povolänl. 


Clänek 7 
Zisky podniku 

(1) Zisky podniku jednoho smluvniho stätu mohou byt 
zdanäny jen v tomto stätä, pokud podnik nevykonävä svoji 
öinnost v druhäm smluvnim stätä prostrednictvim stälä provo- 
zovny, kterä je tarn umistäna. Jestlße podnik vykonävä svoji 
öinnost trmto zpüsobem, mohou byt zisky podniku zdanäny 
v tomto druhäm stätö, avSak pouze v takoväm rozsahu, v jakäm 
je Ize pfiöitat täto stälä provozovnö. 

(2) Jestltee podnik jednoho smluvniho stätu vykonävä svoji 
öinnost v druhäm smluvnim stätö prostfednictvim stälä provo- 
zovny, kterä je tarn umlstöna, prisuzuji se v kaldäm smluvnim 
stätö täto stälä provozovnö zisky, kterä by byla mohla docilit, 
kdyby byla jako samostatny podnik vykonävala totoZnä nebo 
obdobnä öinnosti za stejnych nebo obdobnych podminek a 
byla zcela nezävislä ve styku s podnikem, jeho2 je stälou 
provozovnou. 

(3) Pfi vypoötu zisku stälä provozovny se povoluje odeöist 
näklady, vynaloienä na eile siedovanä touto stälou provo- 
zovnou vöetnä vyioh vedeni a vSeobecnych sprävnich vyioh, 
at’ vznikly ve stätä, v näm2 je tato stälä provozovna umistäna öi 
jinde. 

(4) Pokud je v näkteräm smluvnim stätä obvyklä uröovat 
zisky, kterä maji byt pfiöteny stälä provozovnä, na zäkladä 
rozdäleni celkovych ziskö podniku jeho rüznym öästem, nevy- 
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zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrags- 
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Auftei- 
lung ermittelt. Die Art der angewendeten Gewinnaufteilung 
muß jedoch so sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen 
dieses Artikels übereinstimmt 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren 
für das Unternehmen wird einer Betriebstätte kein Gewinn zu- 
gerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die der 
Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf diesel- 
be Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe da- 
für bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Schiff- und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächli- 
chen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der 
Binnenschiffahrt dienen, können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der See- oder Binnenschiffahrt 
an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Vertragsstaat gele- 
gen, in dem der Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn 
kein Heimathafen vorhanden ist, in dem Vertragsstaat, in dem 
die Person, die das Schiff betreibt, ansässig ist. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Beteiligungen 
eines Unternehmens der Schiff- oder Luftfahrt an einem Pool, 
einer Betriebsgemeinschaft odereinem anderen internationa- 
len Betriebszusammenschluß. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Ge- 
schäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital eines Unter- 
nehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens 
des anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen hin- 
sichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Beziehungen 
Bedingungen vereinbart oderauferlegt werden, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander ver- 
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Unter- 
nehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser 
Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert 
werden. 

(2) Wenn der Gewinn, mit dem ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, nach 
Absatz 1 in den Gewinn eines Unternehmens des anderen 
Vertragsstaats ein bezogen und entsprechend besteuert wird 
und wenn es sich bei dem so einbezogenen Gewinn um einen 
Gewinn handelt, der diesem Unternehmen des anderen Ver- 


luöuje ustanovenl odstavce 2, aby tento smiuvni stät uröil 
zisky, je2 maji byt zdanäny, timto obvyklym rozdälenim. 
Zpösob pouiitäho rozdäleni ziskö musi byt väak takovy, aby 
vysledek byl v souladu se zäsadami, stanovenymi v tomto 
ölänku. 

(5) Stälä provozovnä se nepfiötou iädnä zisky na zäkladä 
skuteönosti, te pouze nakupovala zboii pro podnik. 

(6) Zisky, kterä se maji pFiöist stälä provozovnä, se pro apli- 
kaci pFedchozich odstavcö vypoöltaji ka2dy rok podle tä2e 
metody, pokud neexistuji dostateönä düvody pro jiny postup. 

(7) JestliZe zisky zahmuji pfijmy, o nich2 se pojednävä v 
jinych öläncich täto smlouvy, nebudou ustanoveni onäch 
ölänkö dotöena ustanovenimi tohoto ölänku. 

Clänek 8 

Lodnf a leteckä doprava 

(1) Zisky plynouci z provozoväni nämoFnich lodi nebo 
letadel v mezinärodni dopravä mohou byt zdanäny jen ve 
smluvnim stätä, ve kteräm je misto skuteönäho vedeni 
podniku. 

(2) Zisky z provozoväni ölunü pouifvanych ve vnitrozemskä 
plavbä mohou byt zdanäny jen ve smluvnim stätä, ve kteräm je 
misto skuteönäho vedeni podniku. 

(3) Jestliie misto skuteönäho vedeni podniku nämofni 
nebo vnitrozemskä plavby je na palubä lodi neboölunu, pova- 
2uje se za umistänä ve smluvnim stätä, ve kteräm je domovsky 
pfistav täto lodi nebo tohoto ölunu, nebo neni-li domovsky 
pFistav, ve smiuvnim stätä, ve kteräm mä provozovatel lodi 
nebo ölunu bydliätä, öi sidlo. 

(4) Ustanoveni odstavcö 1 a2 3 se pouiiji pFimäFenä na 
üöasti podniku nämoFni nebo vnitrozemskä plavby nebo 
leteckä dopravy na poolu, spoleönäm provozu, nebo na jinäm 
mezinärodnim provoznim sdruienf. 

Clänek 9 

Sdruienä podniky 

(1) Jestliie 

a) se podnik jednoho smluvniho stätu podili pFimo nebo 
nepFimo na vedeni, kontrole nebo jmäni podniku druhäho 
smluvniho stätu, nebo 

b) tytäi osoby se pFimo nebo nepFimo podileji na vedeni, 
kontrole nebo jmäni podniku jednoho smluvniho stätu i 
podniku druhäho smluvniho stätu, 

a jestliie v tächto pFfpadech byiy mezi obäma podniky v jejich 
obchodnich nebo finanönich vztazich sjednäny nebo jim 
uloieny podminky, kterä se liSi od podminek, kterä by byly 
sjednäny mezi podniky nezävislymi, mohou byt do ziskö 
tohoto podniku völenäny a pFimäFenä zdanäny zisky, kterä 
bez tächto podminek by byly docileny jednim z podnikö, 
kterä väak vzhledem k tämto podminkäm docileny nebyly. 


(2) JestliZe zisk, ze kteräho byl podnik jednoho smluvniho 
stätu zdanän v tomto stätä, byl podle ustanoveni odstavce 1 
zahrnut do zisku podniku druhäho smluvniho stätu a pFimä- 
Fenä zdanän a jestliie zisk takto zahrnuty je ziskem, ktery by 
byl docilen timto podnikem tohoto druhäho smluvniho stätu, 
kdyby podminky sjednanä mezi obäma podniky byiy totoinä s 
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tragsstaats zugeflossen wäre, falls die zwischen den beiden 
Unternehmen vereinbarten Bedingungen mit denen identisch 
gewesen wären, die zwischen unabhängigen Unternehmen 
vereinbart worden wären, nimmt der erstgenannte Staat eine 
entsprechende Berichtigung vor, um eine Doppelbelastung 
des so einbezogenen Gewinns zu vermeiden. Diese Berichti- 
gung ist unter Berücksichtigung der übrigen Bestimmungen 
dieses Abkommens bezüglich der Art der Einkünfte festzuset- 
zen; zu diesem Zweck konsultieren erforderlichenfalls die zu- 
ständigen Behörden der Vertragsstaaten einander. 

Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft an eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige 
Person zahlt, können in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertragsstaat, 
in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, 
nach dem Recht dieses Staates besteuert werden. Die Steuer 
darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn 
der Empfänger eine Gesellschaft ist, die unmittelbar über 
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der die Divi- 
denden zahlenden Gesellschaft verfügt; 

b) 1 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in allen 
anderen Fällen. 

(3) Solange in einem Vertragsstaat der Satz der Steuer vom 
Gewinn einer Gesellschaft für den ausgeschütteten Gewinn 
niedriger ist als der Satz der Steuer für den nichtausgeschüt- 
teten Gewinn und der Unterschied 20 vom Hundert oder mehr 
beträgt, darf abweichend von Absatz 2 die Steuer, die in die- 
sem Staat von den Dividenden erhoben wird, 25 vom Hundert 
des Bruttobetrags der Dividenden zuzüglich der Ergänzungs- 
abgabe betragen, wenn die Dividenden von einer in diesem 
Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft stammen und von ei- 
ner in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft 
bezogen werden, der entweder selbst oder zusammen mit 
anderen Personen, von denen sie beherrscht wird oder die mit 
ihr gemeinsam beherrscht werden, unmittelbar oder mittelbar 
mindestens 25 vom Hundert der stimmberechtigten Anteile 
der in dem erstgenannten Staat ansässigen Gesellschaft ge- 
hören. 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden“ bedeutet Einnahmen aus Aktien, Genußrechten oder 
Genußscheinen, Kuxen, Gewinnanteilen oder anderen Rech- 
ten - ausgenommen Forderungen - mit Gewinnbeteiligung 
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Ein- 
nahmen, die nach dem Steuerrecht des Staates, in dem die 
ausschüttende Gesellschaft ansässig ist, den Einnahmen aus 
Aktien gleichgestellt sind, einschließlich der Einnahmen aus 
Beteiligungen an einem Handelsgewerbe als stiller Gesell- 
schafter, aus Gewinnobligationen oder aus partiarischen Dar- 
lehen sowie der Ausschüttungen auf die Anteilscheine von 
Kapitalanlagegesellschaften (Investmentfonds). 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Empfänger der Dividenden in 
dem anderen Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlen- 
de Gesellschaft ansässig ist, eine Betriebstätte hat und die 
Beteiligung, für welche die Dividenden gezahlt werden, tat- 
sächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Arti- 
kel 7 anzuwenden. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertrags- 
staat, so darf dieser andere Staat weder die Dividenden be- 
steuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat 
ansässige Personen zahlt, noch Gewinne der Gesellschaft ei- 


podminkami, ttere by byly sjednäny mezi nezävislymi 
podniky, provede prvne zminöny stät pFimeFenou opravu takto 
zahrnuteho zisku, aby bylo vylouöeno dvoji zdanöni. Tato 
opravase provede spFihiednutim kostatnim ustanovenim teto 
smlouvy s ohledem na druh pFijmu a bude-!i to nutne, 
pFislu§n6 üFady smluvnlch stätü se za timto üöelem poradi. 


Clänek 10 
Dividendy 

(1) Dividendy vypläcenö spoleönosti, kterä mä sidlo v 
jednom smluvnim state, osobe majici bydliStö öi sidlo v 
druhem smluvnim state, mohou byt zdanöny v tomto druhem 
state. 

(2) Tyto dividendy vSak mohou byt zdanöny ve smluvnim 
stäte, v nemi ma sidlo spoleönost, ktera je vypiaci, a to podle 
zakonü tohoto statu. Dari takto stanovena vSak nesmi pFesah- 
nout: 

a) 5 % hrube öastky dividend, jestliZe pFijemce je spoleönosti, 
ktera vlastni pFimo nejmöne 25% jmeni spoleönosti vypia- 
cejici dividendy; 

b) 15 % hrube öastky dividend ve .vSech ostatnich pFipa- 
dech. 

(3) Pokud sazba dane ze zisku spoleönosti je v netterem 
smluvnim state niiSi pro rozdeienö zisky ne2 pro nerozdeienö 
zisky, ajestliie rozdil öini 20 % nebo vice, müZe dari, ktera se 
vybira v tomto state z dividend, öinit odchylne od ustanoveni 
odstavce 2 25 % hrube öastky dividend s pFipoötenim 
doplrikove davky, jestliie dividendy pochazeji od spoleönosti, 
ktera ma v tomto smluvnim state sidlo, a jsou pobirany spoleö- 
nosti, ktera ma sidlo v druhem smluvnim state, a jestliie teto 
spoleönosti samotne nebo spoleönö s jinymi osobami, jimiije 
oviadana, nebo ttere jsou s nl spoleöne oviadany, patFi pFimo 
nebo nepFimo nejmöne 25 % podilü spojenych s hlasovacim 
pravem spoleönosti majici sidlo v prvne zmlnenem state. 


(4) Vyraz "dividendy” pouiity v tomto öianku oznaöuje 
pFijem z akcii, poiivacich prav nebo poiitkovych listü, kuksü, 
podilü na zisku, nebo jinych prav - s vyjimkou pohledavek - s 
üöasti na zisku a pFijem z jinych podilü na spoleönosti, ktery je 
podle dariovych pFedpisü statu, ve kterem ma sidlo 
spoleönost, ktera vypläci dividendy, postaven na roveri pFijmu 
z akcii, vöetne pFijmu ticheho spoleönika z üöasti na iivnosti, 
pFijmu z obligaci nebo püjöek spojenych s üöasti na zisku, a 
vöetne vyplat na podilove listy spoleönosti pro ukiadani 
kapitalu (investmentfonds). 


(5) Ustanoveni odstavcü 1 ai 3 se nepouiiji, jestliie 
pFijemce dividend majici bydliSte öi sidlo v jednom smluvnim 
state, ma v druhem smluvnim state, v nemi ma sidlo spoleöost 
vypiacejici dividendy, stalou provozovnu a jestliie üöast, na 
jejimi zaklade se dividendy vypiaceji, skuteöne patFi k teto 
staie provozovne. V takovem pFipade se pouiiji ustanoveni 
öianku 7. 

(6) JestliZe spoleönost majici sidlo v jednom smluvnim 
state dosahuje zisky nebo pFijem z druheho smluvniho statu, 
nemüie tento druhy stat vybrat iadnou dari z dividend, vypia- 
cenych touto spoleönosti osobam, ttere nemaji bydliSte öi 
sidlo v tomto druhem state, ani podrobit zisky spoleönosti dani 
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ner Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, 
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausge- 
schütteten Gewinne ganz oder teilweise aus in dem anderen 
Staat erzielten Gewinnen oder Einkünften bestehen. 

Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an 
eine in dem anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können nur in dem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus Schuldver- 
schreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte an Grund- 
stücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteiligung ausge- 
stattet sind, und aus Forderungen jeder Art sowie alle anderen 
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates, aus dem sie 
stammen, den Einkünften aus Darlehen gleichgestellt sind. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der in einem 
Vertragsstaat ansässige Empfänger der Zinsen in dem ande- 
ren Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine Betrieb- 
stätte hat und die Forderungen, für welche die Zinsen gezahlt 
werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In die- 
sem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Be- 
ziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Zinsen, ge- 
messen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, 
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen ver- 
einbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen letzten Be- 
trag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Be- 
trag nach dem Recht jedes Vertragsstaats und unter Berück- 
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens 
besteuert werden. 

Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1 ) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen 
und von einer in dem anderen Vertragsstaat ansässigen Per- 
son bezogen werden, können in dem anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber 5 vom Hundert 
des Bruttobetrags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge- 
bühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benut- 
zung oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten 
an literarischen, künstlerischen oderwissenschaftlichen Wer- 
ken, einschließlich kinematographischer Filme, von Patenten, 
Warenzeichen, Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 
Formeln oder Verfahren oder für die Benutzung oder das 
Rechtauf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder wis- 
senschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung gewerb- 
licher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher Erfahrungen 
gezahlt werden. 

(4) Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässsige Empfänger der Lizenzgebüh- 
ren in dem anderen Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebüh- 
ren stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver- 
mögenswerte, für welche die Lizenzgebühren gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem Fall ist 
Artikel 7 anzuwenden. 

(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere Be- 
ziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Lizenzge- 
bühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehun- 


z nerozdölenych ziskü, ani kdyi vypläcenä dividendy nebo 
nerozdälenä zisky pozöstävaji zcela nebo zöästi ze ziskü 
nebo z pfijmü docilenych v tomto druhänn stätä. 


Ölänek 11 
Llroky 

(1 ) Üroky majici zdroj v jednom smluvnim stätä a vypläcenä 
osobä majici bydliätä öi sidlo v druhäm smluvnim stätä mohou 
byt zdanäny pouze v tomto druhäm stätä. 

(2) Vyraz "üroky” pouiity v tomto ölänku oznaöuje pfijem z 
vefejnych püjöek, z dluZnich üpisü, i kdy2 jsou zajiätäny 
zästavnim prävem na nemovitosti nebo poskytuji prävo na 
üöast na ziskü, a z pohledävek jakäkoli povahy, jako* i 
väechny jinä pfijmy, kterä jsou podle dariovych pfedpisü 
stätu, ve kteräm je jejich zdroj, postaveny na rovefi pfijmu z 
püjöek. 

(3) Ustanoveni odstavce 1 se nepouiije, jestliZe pfijemce 
ürokü, ktery mä bydliätä öi sidlo vjednom smluvnim stätä mäv 
druhäm smluvnim stätä, ve kteräm maji üroky zdroj, stälou 
provozovnu a jestliZe pohledävky, ze kterych jsou üroky 
placeny, skuteönä patfi k täto stälä provozovnä. V takoväm 
pfipadä se pouiiji ustanoveni ölänku 7. 

(4) JestliZe öästka placenych ürokü, posuzoväno se 
zfetelem k pohledävce, ze kterä jsou placeny, pfesahuje v 
düsledku zvläätnich vztahü existujicich mezi dluinikem a väfi- 
telem nebo mezi obäma a tfeti osobou öästku, kterou by byl 
smluvil dluZnik s väfitelem, kdyby nebylo takovych vztahü, 
pouiiji se ustanoveni tohoto ölänku jen na tuto naposledy 
zminänou öästku. Cästka ürokü, kterä ji pfesahuje, mü2e byt 
v tomto pfipadä zdanäna podle prävnich pfedpisü kaidäho 
smluvniho stätu a podle jinych ustanoveni täto smlouvy. 

ölänek 12 
Licenöni poplatky 

(1 ) Licenöni poplatky majici zdroj vjednom smluvnim stätä 
a placenä osobä, kterä mä bydliätä öi sidlo v druhäm smluvnim 
stätä, mohou byt zdanäny v tomto druhäm stätä. 

(2) Tyto licenöni poplatky mohou väak byt zdanäny ve 
smluvnim stätä, ve kteräm je jejich zdroj, a to podle prävnich 
pfedpisü tohoto stätu, aväak dari nesmi pfekroöit 5 % hrubä 
öästky licenönich poplatkü. 

(3) Vyraz "licenöni poplatky” pouZity v tomto ölänku ozna- 
öuje platy jakähokoli druhu, placenä za uZiti nebo za prävo na 
u2iti autorskych präv k dilu literärnimu, umäleckämu nebo 
vädeckämu vöetnä kinematografickych filmü, patentü, 
ochrannych znämek, nävrhü nebo modelü, plänü, tajnych 
vzorcü nebo postupü, nebo za u2iti nebo za prävo na u2iti 
prümysloväho, obchodniho nebo vädeckäho zafizeni nebo 
za informace, kterä se vztahuji na zkuäenosti nabytü v oblasti 
prümyslovü, obchodni nebo vädeckä. 


(4) Ustanoveni odstavcü 1 a 2 se nepouZiji, jestliZe 
pfijemce licenönich poplatkü majici bydliätä öi sidlo vjednom 
smluvnim stätä mä v druhäm smluvnim stätö, ve kteräm maji 
licenöni poplatky zdroj, stälou provozovnu a jestliZe präva 
nebo majetkovä hodnoty, za kterä jsou licenöni poplatky 
placeny, skuteönä patfi k täto stälä provozovnö. V takoväm 
pfipadä se pouZiji ustanoveni ölänku 7, 

(5) Jestliie öästka placenych licenönich poplatkü, posu- 
zoväno se zfetelem k plnäni, za kterä jsou placeny, pfesahuje v 
düsledku zvläätnich vztahü existujicich mezi dluinfkem a väfi- 
telem, nebo mezi obäma a tfeti osobou öästku, kterou by byl 
smluvil dluinik s väfitelem, kdyby nebylo takovych vztahü, 
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gen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf diesen 
letzten Betrag angewendet. In diesem Fall kann der überstei- 
gende Betrag nach dem Recht jedes Vertragsstaats und unter 
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 

Artikel 13 

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweglichen Ver- 
mögens im Sinne des Artikels 6 können in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Ver- 
mögens, das Betriebsvermögen einer Betriebstätte darstellt, 
die ein Unternehmen eines Vertragsstaats in dem anderen 
Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung gehört, 
über die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person für die 
Ausübung einer selbständigen Arbeit in dem anderen Ver- 
tragsstaat verfügt, einschließlich derartiger Gewinne, die bei 
der Veräußerung einer solchen Betriebstätte (allein oder zu- 
sammen mit dem übrigen Unternehmen) oder einer solchen 
festen Einrichtung erzielt werden, können in dem anderen 
Staat besteuert werden. Jedoch können Gewinne aus der Ver- 
äußerung des in Artikel 22 Absatz 3 genannten beweglichen 
Vermögens nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem dieses bewegliche Vermögen nach dem angeführten Ar- 
tikel besteuert werden kann. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an einer in 
einem Vertragsstaat ansässigen Gesellschaft können in die- 
sem Staat besteuert werden. 

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 , 2 
und 3 nicht genannten Vermögens können nur in dem Ver- 
tragsstaat besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig 
ist. 

Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständi- 
ger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, daß die Person für die Aus- 
übung ihrer Tätigkeit in dem anderen Vertragsstaat regelmä- 
ßig über eine feste Einrichtung verfügt. Verfügt sie über eine 
solche feste Einrichtung, so können die Einkünfte in dem an- 
deren Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie die- 
ser festen Einrichtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfaßt insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künst- 
lerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie 
die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieu- 
re, Architekten und Zahnärzte. 


Artikel 15 

Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 20 können Gehälter, 
Löhne und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertrags- 
staat ansässige natürliche Person aus unselbständiger Arbeit 
bezieht, nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, 
daß die Arbeit in dem anderen Vertragsstaat ausgeübt wird. 
Wird die Arbeit dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen 
Vergütungen in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige natürliche Person für 
die in dem anderen Vertragsstaat ausgeübte unselbständige 
Arbeit bezieht, nur in dem erstgenannten Staat besteuert wer- 
den, wenn 


pouiiji se ustanoveni tohoto Clänku jen na tuto naposledy 
zmlnönou öästku. Cästka platü, kterä ji pfesahuje, mü2e byt v 
tomto pflpadö zdanöna podle prävnich pfedpisü kaZdöho 
smluvnlho stätu a podle jinych ustanoveni töto smlouvy. 

Clänek 13 

Zisky ze zcizeni majetku 

(1 ) Zisky ze zcizeni nemovitöho majetku ve smyslu ölänku 6 
mohou byt zdanöny ve smluvnim stätö, ve kteröm je takovy 
majetek umlstön. 

(2) Zisky ze zcizeni movitöho majetku, ktery je provoznlm 
majetkem stälö provozovny, kterou mä podnik jednoho 
smluvnlho stätu v druhöm smluvnim stätö, nebo movitöho 
majetku prlsluSejlcIho ke stälö zäkladnö, kterou osoba majlcl 
bydliStö vjednom smluvnim stätö mä v druhöm smluvnim stätö 
za üöelem vykonu nezävislöho povolänl, vöetnö takovych 
ziskü docllenych ze zcizeni takovö stälö provozovny (samotnö 
nebo spolu s celym podnikem) nebo takovö stälö zäkladny, 
mohou byt zdanöny v tomto druhöm stätö. Aväak zisky ze 
zcizeni movitöho majetku uvedenöho v ölänku 22 odstavec 3 
mohou byt zdanöny jen ve smluvnim stätö, ve kteröm mü*e byt 
takovy movity majetek zdanön podle ustanoveni zmlnönöho 
ölänku. 


(3) Zisky ze zcizeni podllü na spoleönosti majlcl sldlo v 
jednom smluvnim stätö mohou byt zdanöny v tomto stätö. 

(4) Zisky ze zcizeni majetku, ktery nenl uveden v 
odstavcich 1 , 2 a 3, mohou byt zdanöny jen ve smluvnim stätö, 
ve kteröm mä zcizitel bydliStö öi sldlo. 

Clänek 14 
Nezävislä. povoläni 

(1) Pfljem, ktery osoba majlcl bydliStö v jednom smluvnim 
stätö poblrä ze svobodnöho povolänl nebo jinö nezävislö 
öinnosti podobnö povahy, mü2e byt zdanön jen v tomto stätö, 
pokud tato osoba nemä pravidelnö k dispozici v druhöm 
smluvnim stätö stälou zäkladnu k vykonu svö öinnosti. Jestliie 
mä takovou stälou zäkladnu, m Ote byt pfljem zdanön ve 
druhöm stätö, avSak pouze v rozsahu, v jaköm jej Ize pfiöltat 
töto stälö zäkladnö. 

(2) Vyraz "svobodnö povolänl” zahrnuje obzvIäStö nezä- 
vislö öinnosti vödeckö, literäml, umöleckö, vychovatelskö 
nebo uöitelskö, jako t i nezävislö öinnosti lökafü, prävnlkü, 
inzenyrü, architektü a zubnlch lökafü. 


Clänek 15 
Zamöstnänl 

(1) Platy, mzdyajinö podobnö odmöny, kteröfyzickä osoba 
majlcl bydliStö v jednom smluvnim stätö poblrä z dövodu 
zamöstnänl, mohou byt s vyhradou ustanoveni ölänkö 16 a i 
20 zdanöny jen v tomto stätö, pokud zamöstnänl nenl vykonä- 
väno v druhöm smluvnim stätö. Je-ii tarn zamöstnänl vykonä- 
väno, mohou byt odmöny pfijatö za nö zdanöny v tomto 
druhöm stätö. 

(2) Odmöny, kterö fyzickä osoba majicl bydliStö v jednom 
smluvnim stätö poblrä z düvodu zamöstnänl vykonävanöho v 
druhöm smluvnim stätö, mohou byt bez ohledu na ustanoveni 
odstavce 1 zdanöny jen v prvnö zmlnönöm stätö, jestlife 
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a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt nicht 
länger als 183 Tage während des betreffenden Kalender- 
jahrs aufhält, 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine Person ge- 
zahlt werden, die nicht in dem anderen Staat ansässig ist, 
und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getragen 
werden, weiche die Person, die die Vergütungen zahlt, in 
dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, die an 
Bord eines Seeschiffs oder Luftfahrzeugs im internationalen 
Verkehr oder an Bord eines Schiffes, das der Binnenschiffahrt 
dient, ausgeübt wird, in dem Vertragsstaat besteuert werden, 
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des 
Unternehmens befindet. 

Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähn- 
liche Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder 
Verwaltungsrats einer Gesellschaft bezieht, die in dem ande- 
ren Vertragsstaat ansässig ist, können in dem anderen Staat 
besteuert werden. 

Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1 ) Ungeachtet der Artikel 1 4 und 1 5 können Einkünfte, die 
berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder 
Fernseh künstler und Musiker, sowie Sportler aus ihrer in die- 
ser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit beziehen, in 
dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sie diese Tätig- 
keit ausüben. 

(2) Fließen Einkünfte aus der persönlichen Tätigkeit eines 
Künstlers oder Sportlers nicht dem Künstler oder Sportler 
selbst, sondern einer anderen Person zu, so können die Ein- 
künfte ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 in dem Staat be- 
steuert werden, in dem die Tätigkeit des Künstlers oder Sport- 
lers ausgeübt wird. 

(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 können die dort 
genannten Einkünfte in dem Staat, in dem die Tätigkeit des 
Künstlers oder Sportlers ausgeübt wird, nicht besteuert wer- 
den, wenn der Künstler oder Sportler im Rahmen des von den 
Regierungen der Vertragsstaaten vereinbarten Kulturaustau- 
sches auftritt. 

Artikel 18 

Ausübung öffentlicher Funktionen 

(1) Vergütungen, einschließlich der Ruhegehälter, die von 
einem Vertragsstaat oder einer seiner Gebietskörperschaften 
unmittelbar oder aus einem von diesem Staat oder der Ge- 
bietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine natür- 
liche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörper- 
schaft in Ausübung öffentlicher Funktionen erbrachten Dien- 
ste gewährt werden, können in diesem Staat besteuert wer- 
den. Dies gilt jedoch nicht, wenn die Vergütungen an Perso- 
nen gezahlt werden, die in dem anderen Staat ständig ansäs- 
sig sind. 

(2) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für Dienstleistun- 
gen, die im Zusammenhang mit einer kaufmännischen oder 
gewerblichen Tätigkeit eines der Vertragsstaaten oder einer 
seiner Gebietskörperschaften erbracht werden, finden die Ar- 
tikel 15, 16 und 19 Anwendung. 


a) pfijemce se nezdr*uje v druhäm stätä bähem pfisluänäho 
kalendäfniho roku däie ne* 183 dnü, 

b) odmäny jsou vypläceny osobou nebo za osobu, kterä 
nemä bydliätä öi sidlo v tomto druhäm stätä, a 

c) odmäny nejdou k tili stälä provozovny, kterou mä osoba, 
kterä odmäny plati, v tomto druhäm stätä. 

(3) Nehledä na pfedchozi ustanovenl tohoto ölänku, 
mohou byt odmäny pobiranä z düvodu zamästnäni vykonä- 
vanäho na palubä nämofni lodi nebo letadla v mezinärodnl 
dopravä nebo na palubä ölunu pou*ivanäho ve vnitrozemskä 
plavbä zdanäny ve smluvnim stätä, ve kteräm je misto skuteö- 
näho vedeni podniku. 

Clänek 16 

Tantiemy 

Odmäny ölenü dozoröi a sprävni rady a podobnä platy, 
kterä osoba majicl bydliötä v jednom smluvnim stätä pobirä 
jako ölen dozoröi nebo sprävni rady spoleönosti, kterä mä 
sidlo v druhäm smluvnim stätä, mohou byt zdanäny v tomto 
druhäm stätä. 

Clänek 17 
Umälci a sportovci 

(1 ) Pfijem, ktery pobiraji umälci z povolänl, jako divadelni, 
filmovi, rozhlasovi nebo televizni umälci a hudebnici jako* i 
sportovci z täto svä osobni öinnosti, mü*e byt bez ohledu na 
ustanoveni ölänkü 14 a 15 zdanän ve smluvnim stätä, ve 
kteräm jsou tyto öinnosti vykonäväny. 

(2) Jestli*e pfijem z täto osobni öinnosti umälce nebo spor- 
tovce nepfipadä umälci nebo sportovci samotnämu, nybr* jinä 
osobä, mü*e byt pfijem bez ohledu na ustanovenl ölänku 7, 
14, a 15 zdanän ve stätä, ve kteräm se vykonävä öinnost 
umälce nebo sportovce. 

(3) Pfijem uvedeny v odstavcich 1 a 2 nemü*e byt odchylnä 
od ustanoveni tächto odstavcü zdanän ve stätä, ve kteräm se 
vykonävä öinnost umälce nebo sportovce, jestli*e umälec 
nebo sportovec vystupuje v rämci kulturni vymäny dohodnutä 
mezi vlädami smluvnich stätü. 

Clänek 18 
Vefejnä funkce 

(1) Platy vöetnä penzi, kterä jsou vypläceny näkterym 
smluvnim stätem nebo üzemni korporaci tohoto stätu pfimo 
nebo z fondu zfizenäho timto stätem nebo touto üzemni 
korporaci fyzickä osobä za slu*by prokäzanä tomuto stätu 
nebo täto üzemni korporaci pfi vykonu vefejnych funkci, 
mohou byt zdanäny v tomto stätä. Toto ustanoveni se vSak 
nepou*ije, jestli*e se odmäny vypläceji osobäm, kterä maji v 
druhäm stätä stälä bydliätä. 


(2) Na platy nebo penze za slu*by, kterä byly prokäzäny v 
souvislosti s obchodni nebo prümyslovou öinnosti smluvniho 
stätu nebo jeho üzemni korporace, se pou*iji ustanoveni 
ölänkü 15, 16 a 19. 
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Artikel 19 
Ruhegehälter 

Vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 1 können Ruhegehäl- 
ter und ähnliche Vergütungen, die einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person für frühere unselbständige Arbeit ge- 
zahlt werden, nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 20 

Lehrer, Studenten und andere 
in der Ausbildung stehende Personen 

(1) Hochschullehrer oder Lehrer, die in einem Vertrags- 
staat ansässig sind oder unmittelbar vorher dort ansässig wa- 
ren und die sich für höchstens zwei Jahre zwecks fortge- 
schrittener Studien oder Forschungsarbeiten oder zwecks 
Ausübung einer Lehrtätigkeit an einer anerkannten Universi- 
tät, Hochschule oder anderen ähnlichen, nicht auf Gewinner- 
zielung gerichteten Anstalt in den anderen Vertragsstaat be- 
geben, werden in dem anderen Staat mit ihren Vergütungen 
für diese Arbeit nicht besteuert, vorausgesetzt, daß sie diese 
Vergütungen von außerhalb dieses anderen Staates bezie- 
hen. 

(2) Ist eine natürliche Person in einem Vertragsstaat ansäs- 
sig, unmittelbar bevor sie sich in den anderen Vertragsstaat 
begibt, und hält sie sich in dem anderen Staat lediglich als 
Student einer Universität, Hochschule, Schule oder anderen 
ähnlichen Lehranstalt dieses anderen Staates oder als Lehr- 
ling (in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich der 
Volontäre oder Praktikanten) vorübergehend auf, so ist sie 
vom Tag ihrer ersten Ankunft in dem anderen Staat im Zusam- 
menhang mit diesem Aufenthalt von der Steuer dieses ande- 
ren Staates hinsichtlich aller für ihren Unterhalt, ihre Erzie- 
hung oder ihre Ausbildung bestimmten Zahlungen, die sie von 
außerhalb dieses anderen Staates erhält, befreit. 

(3) Ist eine natürliche Person in einem Vertragsstaat ansäs- 
sig, unmittelbar bevor sie sich in den anderen Vertragsstaat 
begibt, und hält sie sich in dem anderen Staat lediglich zum 
Studium, zur Forschung oder zur Ausbildung als Empfänger 
eines Zuschusses, Unterhaltsbeitrags oder Stipendiums ei- 
nerwissenschaftlichen, pädagogischen, religiösen oder mild- 
tätigen Organisation vorübergehend auf, so ist sie während 
der Dauer von höchstens zwei Jahren vom Tag ihrer ersten 
Ankunft in dem anderen Staat im Zusammenhang mit diesem 
Aufenthalt von der Steuer dieses anderen Staates befreit hin- 
sichtlich 

a) dieses Zuschusses, Unterhaltsbeitrags oder Stipendiums 

und 

b) aller für ihren Unterhalt, ihre Erziehung oder ihre Ausbil- 
dung bestimmten Zahlungen, die sie von außerhalb dieses 

anderen Staates erhält. 

Artikel 21 

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen 
Person können nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 22 

Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder das zu einer 


Clänek 19 
Penze 

Penze a podobnä platy poukazovanä z düvodu dfivejäiho 
zamästnäni osobe, kterä mä bydliäte v näkteräm smluvnim 
stäte, podlähaji s vyhradou ustanoveni Clänku 18 odstavec 1 
zdanäni pouze v tomto stäte. 

Clänek 20 

UCitelä, studenti a jinä osoby, kterä ziskävaji vzdeläni 

(1) Vysokoäkoläti a jinf uöitelä, ktefi maji v jednom 
smluvnim stäte bydliäte, nebo meli v jednom smluvnim stäte 
bydliSte bezprostfedne pfed tim, n et se odebrali do druheho 
smluvniho stätu, aby tarn nejdäle po dobu dvou rokü pokraöo- 
vali ve studiu nebo vyzkumu nebo aby tarn vyuöovali na uznä- 
vane univerzite, vysoke §kole nebo na jinäm podobnäm 
üstavu, ktery nesleduje vydeieöne eile, nebudou v tomto 
druhäm stäte podrobeni dani z odmen za tuto präci, pokud 
pobiraji tyto odmeny z mist mimo tento druhy stät. 


(2) Jestlize fyzickä osoba mä bydliäte v jednom smluvnim 
stäte bezprostfedne pfed tim, ne2 odejde do druheho 
smluvniho stätu, a jestlize se v tomto druhäm stäte zdituje 
pfechodne pouze jako Student na univerzite, vysokä nebo jinä 
äkole nebo na podobnäm vzdeiävacim üstavu tohoto druhäho 
stätu nebo jako uöert (ve Spolkovä republice Nemecka take 
jako Volontär nebo praktikant), je osvobozena ode dne sväho 
prvniho pfichodu do druhäho stätu v souvislosti s timto 
pobytem od danä tohoto druhäho stätu ze väech ührad z mist 
mimo tento druhy stät, uröenych na jeji vytivu, vychovu nebo 
vzdeläni. 

(3) Jestlize fyzickä osoba mä bydliäte v jednom smluvnim 
stäte bezprostfedne pfed tim, n ei. odejde do druhäho 
smluvniho stätu, a jestlize se pfechodnä zdrtuje v tomto 
druhäm stäte pouze za üöelem studia, vyzkumu nebo vzdeläni 
jako pfijemee podpory, pfispevku na vyiivu nebo stipendia 
vedeckä, vychovatelskä, näbofcenskä nebo dobroöinnä orga- 
nizace, je nejdäle po dobu dvou rokü ode dne sväho prvniho 
pfichodu osvobozena v tomto druhäm stäte v souvislosti s 
timto pobytem od dane tohoto druhäho stätu: 


a) z täto podpory, pfispevku na vyZivu nebo stipendia a 

b) ze väech ührad z mist mimo tento druhy stät, uröenych na 
jeji vyiivu, vychovu nebo vzdeläni. 

Clänek 21 

Pfijmy vyslovnä neuvedenä 

Pfijmy osoby majici bydliäte Ci sidlo v näkteräm smluvnim 
stäte, kterä nejsou vyslovnä uvedeny v pfedchozich öläncich, 
mohou byt zdanäny jen v tomto stäte. 

ölänek 22 
Majetek 

(1 ) Nemovity majetek ve smyslu Clänku 6 odstavec 2 m ü2e 
byt zdanän ve smluvnim stäte, ve kteräm je takovy majetek 
umistän. 

(2) Movity majetek, ktery je provoznim majetkem stälä 
provozovny podniku nebo pfisluäi ke stäle zäkladnä, kterä 
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der Ausübung eines freien Berufs dienenden festen Einrich- 
tung gehört, kann in dem Vertragsstaat besteuert werden, in 
dem sich die Betriebstätte oder die feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Ver- 
kehr und Schiffe, die der Binnenschiffahrt dienen, sowie be- 
wegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe und 
Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat be- 
steuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Ge- 
schäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person können nur in diesem Staat be- 
steuert werden. 

Artikel 23 

Beseitigung der Doppelbesteuerung 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansäs- 
sigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Soweit nicht Buchstabe b anzuwenden ist, werden die Ein- 
künfte aus Quellen innerhalb der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik und die in der Tschechoslowaki- 
schen Sozialistischen Republik gelegenen Vermögens- 
werte, die nach diesem Abkommen in der Tschecho- 
slowakischen Sozialistischen Republik besteuert werden 
können, von der Bemessungsgrundlage für die Steuer der 
Bundesrepublik Deutschland ausgenommen. Die Bun- 
desrepublik Deutschland wird jedoch die so ausgenom- 
menen Einkünfte und Vermögenswerte bei der Festset- 
zung des Steuersatzes berücksichtigen. Auf Dividenden 
ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn die Dividenden einer in 
der Bundesrepublik Deutschland ansässigen Kapital- 
gesellschaft von einer in der Tschechoslowakischen So- 
zialistischen Republik ansässigen Gesellschaft gezahlt 
werden, deren stimmberechtigte Anteile zu mindestens 
25 vom Hundert der erstgenannten Gesellschaft gehören. 
Von der Bemessungsgrundlage für die Steuer der Bun- 
desrepublik Deutschland werden ebenfalls Beteiligungen 
ausgenommen, deren Dividenden nach dem vorstehen- 
den Satz von der Steuerbemessungsgrundlage ausge- 
nommen sind oder bei Zahlung auszunehmen wären. 

b) Die Steuer, die nach düm Recht der Tschechoslowaki- 
schen Sozialistischen Republik und in Übereinstimmung 
mit diesem Abkommen für die folgenden, aus Quellen 
innerhalb der Tschechoslowakischen Sozialistischen Re- 
publik stammenden Einkünfte gezahlt wird, wird unter Be- 
achtung der Vorschriften des Steuerrechts der Bundes- 
republik Deutschland über die Anrechnung ausländischer 
Steuern auf die von diesen Einkünften in der Bundes- 
republik Deutschland erhobene Steuer angerechnet: 

1. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen, 

2. Lizenzgebühren im Sinne des Artikels 12, 

3. Einkünfte im Sinne des Artikels 13 Absatz 3, 

4. Einkünfte im Sinne des Artikels 16, 

5. Einkünfte im Sinne des Artikels 17. 

c) Buchstabe a gilt für Gewinne, die einer in der Tschecho- 
slowakischen Sozialistischen Republik gelegenen Be- 
triebstätte zugerechnet werden können, und für das Ver- 
mögen, das Betriebsvermögen einer solchen Betriebstätte 
darstellt, sowie für Dividenden, die von einer in der Tsche- 
choslowakischen Sozialistischen Republik ansässigen 
Gesellschaft gezahlt werden, und für die Beteiligung an 
einer solchen Gesellschaft nur dann, wenn die Betrieb- 
stätte oder die Gesellschaft, an der die Beteiligung be- 
steht, ihre Einnahmen ausschließlich oder fast aus- 
schließlich aus folgenden innerhalb der Tschechoslowa- 
kischen Sozialistischen Republik ausgeübten Tätigkeiten 
bezieht: Herstellung oder Verkauf von Gütern oder Waren, 
technische Dienstleistung oder Bank- bzw. Versiche- 
rungsgeschäfte. Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, 


slouii k vykonu svobodnäho povoläni, müze byt zdanän ve 
smluvnim stätä, ve kteräm je umistäna stälä provozovna nebo 
stäla zäkladna. 

(3) Nämofni lodi a letadla pouZivanä v mezinärodni dopravä 
a Cluny pouä'vanä ve vnitrozemskä plavbä jakoi i movitosti 
slou^ici k provozoväni takovych lodi, ölunü a letadel mohou 
byt zdanäny jen ve smluvnim stätä, ve kteräm je umistäno 
skuteönä vedeni podniku. 

(4) Väechny ostatni öästi majetku osoby majici bydliätä Ci 
sidlo v näkteräm smluvnim stätä mohou byt zdanäny jen v 
tomto stätä. 

Clänek 23 

Vylouöeni dvojiho zdaneni 

(1 ) Osobä, kterä mä bydliätä Ci sidlo ve Spolkovä republice 
Nämecka, se dart stanovi takto: 

a) Pokud se nepouZije ustanoveni pismene b), vyjmou se 
pfijmy ze zdrojü v Ceskoslovenskä socialistickä republice 
a majetkovä hodnoty leZici v Ceskoslovenskä socialistickä 
republice, kterä mohou byt podle täto smlouvy zdanäny v 
Ceskoslovenskä socialistickä republice, ze zäkladu pro 
vymäfeni danä Spolkovä republiky Nämecka. Spolkovä 
republika Nämecka väak vezme ohled na takto vyfiatä 
pfijmy a majetkovä hodnoty pfi stanoveni dariovä sazby. 
Na dividendy se prvni väta pouiije jen tehdy, jestliZe divi- 
dendy jsou vypläceny kapitälovä spoleönosti majici sidlo 
ve Spolkovä republice Nämecka spoleönosti majici sidlo v 
Ceskoslovenskä socialistickä republice a jestliie alespoh 
25 % podilü täto spoleönosti spojenych s hlasovacim 
prävem patfi prvnä zminänä spoleönosti. Ze zäkladu pro 
vymäfeni danä Spolkovä republiky Nämecka se rovnä* 
vyjmou üöasti, jejich2 dividendy se vyjimaji z dahoväho 
zäkladu podle pfedchozi väty nebo by se mäly ze zäkladu 
danä vyjmout pfi vyplatä. 


b) Dart, kterä se plati podle prävnich pfedpisü Ceskoslo- 
venskä socialistickä republiky a v souladu s touto 
smlouvou z däle uvedenych pfijmü ze zdrojü v Ceskoslo- 
venskä socialistickä republice, se zapööte na daft 
vybiranou z tächto pfijmü ve Spolkovä republice Nämecka 
podle dafiovych pfedpisü Spolkovä republiky Nämecka o 
zapoöitäni zahraniönich dani: 

1 . z dividend, kterä nespadaji pod ustanoveni pismene a), 

2. z licenönich poplatkü ve smyslu ölänku 12, 

3. z pfijmü ve smyslu ölänku 13 odstavce 3, 

4. z pfijmü ve smyslu ölänku 16, 

5. z pfijmü ve smyslu ölänku 17. 

c) Ustanoveni pismene a) se vztahuje na zisky, kterä mohou 
byt priöteny stälä provozovnä umistänä v Ceskoslovenskä 
socialistickä republice, a na majetek, ktery je provoznim 
majetkem takovä stälä provozovny, jako2 i na dividendy, 
kterä jsou vypläceny spoleönosti majici sidlo v Ceskoslo- 
venskä socialistickä republice a na üöast na takovä spoleö- 
nosti jen tehdy, jestli2e stälä provozovna nebo spoleönost, 
na ni2 je üöast, pobirä svä pfijmy vyhradnä nebo tämäf 
vyhradnä z däle uvedenych öinnosti vykonävanych v 
Ceskoslovenskä socialistickä republice: z vyroby nebo 
prodeje zbo2i, technickych sluieb nebo bankovnich 
pfipadnä pojiät’ovacich obchodü. Jestliie nejsou tyto 
pfedpoklady splnäny, pou^ijf se ustanoveni uvedenä pod 
pismenem b). Takä pfi zdanäni majetku se dafi vybranä ve 
shodä s touto smlouvou v Ceskoslovenskä socialistickä 
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ist Buchstabe b anzuwenden. Auch bei der Besteuerung 
des Vermögens ist die in Übereinstimmung mit dem Ab- 
kommen in der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik erhobene Steuer von den in der Tschechoslo- 
wakischen Sozialistischen Republik gelegenen Vermö- 
genswerten nach Maßgabe der Vorschriften des Steuer- 
rechts der Bundesrepublik Deutschland über die An- 
rechnung ausländischer Steuern auf die in der Bundes- 
republik Deutschland erhobene Steuer anzurechnen. 

(2) Bei einer in der Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik ansässigen Person wird die Steuer wie folgt festge- 
setzt: 

a) Die aus der Bundesrepublik Deutschland stammenden 
Einkünfte - mit Ausnahme der unter Buchstabe b fallen- 
den Einkünfte - und die in der Bundesrepublik Deutsch- 
land gelegenen Vermögenswerte, die nach diesem 
Abkommen in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden dürfen, sind in der Tschechoslowakischen Sozia- 
listischen Republik von der Besteuerung ausgenommen. 
Die Tschechoslowakische Sozialistische Republik darf 
aber bei der Festsetzung der Steuer für das übrige Ein- 
kommen oder das übrige Vermögen dieser Person den 
Steuersatz anwenden, der anzuwenden wäre, wenn die 
betreffenden Einkünfte oder das betreffende Vermögen 
nicht von der Besteuerung ausgenommen wären. 

b) Bei der Festsetzung der tschechoslowakischen Steuern 
werden die aus der Bundesrepublik Deutschland stam- 
menden Einkünfte, die nach den Artikeln 10, 12, 13 Absatz 
3, 1 6 und 1 7 in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden dürfen, in die Bemessungsgrundlage einbezogen. 
Die in der Bundesrepublik Deutschland nach den Artikeln 
1 0, 1 2, 1 3 Absatz 3, 1 6 und 1 7 gezahlte Steuer wird auf die 
von diesen Einkünften in der Tschechoslowakischen 
Sozialistischen Republik erhobene Steuer angerechnet. 
Der anzurechnende Betrag darf aber den Teil der vor der 
Anrechnung ermittelten Steuer nicht übersteigen, der an- 
teilig auf diese in der Bundesrepublik Deutschland 
steuerpflichtigen Einkünfte entfällt. 

Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1 ) Ein Vertragsstaat darf bei Personen, die in dem anderen 
Vertragsstaat ansässig sind, keine Besteuerung vornehmen, 
die er bei Personen, die in einem dritten Staat ansässig sind, 
mit dem er kein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung hat, nicht vornehmen würde. 

(2) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unterneh- 
men eines Vertragsstaats in dem anderen Vertragsstaat hat, 
darf in dem anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Be- 
steuerung von Unternehmen des anderen Staates, die die 
gleiche Tätigkeit ausüben. 

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 
einen Vertragsstaat, den in dem anderen Vertragsstaat ansäs- 
sigen Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und 
-ermäßigungen auf Grund des Personenstands oder der Fami- 
lienlasten oder sonstiger persönlicher Umstände zu gewähren, 
die er den in seinem Gebiet ansässigen Personen gewährt. 

(3) Die Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital 
ganz oder teilweise, unmittelbar oder mittelbar, einer in dem 
anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren sol- 
chen Personen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen in 
dem erstgenannten Vertragsstaat weder einer Besteuerung 
noch einer damit zusammenhängenden Verpflichtung unter- 
worfen werden, die anders oder belastender sind als die Be- 
steuerung und die damit zusammenhängenden Verpflichtun- 
gen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten 
Staates unterworfen sind oder unterworfen werden können. 

(4) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck „Besteuerung“ 
Steuern jeder Art und Bezeichnung. 


republice z majetkovych hodnot umistönych v Ceskoslo- 
venskä socialistickä republice zapoöte na dari vybiranou 
ve Spolkovä republice Nämecka podle dariovych pfedpisü 
Spolkovä republiky Nämecka o zapoöteni zahraniönich 
dani. 


(2) Osobö, kterä mä bydliötö öi sidlo v Ceskoslovenskä 
socialistickä republice, se dari stanovi takto: 

a) Pfijmy pochäzejici ze Spolkovä republiky Nämecka - s 
vyjimkou pfimü spadajiclch pod ustanoveni pismene b) - a 
majetkovä hodnoty umistänä ve Spolkovä republice 
Nömecka, kterä mohou byt zdanöny podle täto smlouvy 
ve Spolkovä republice Nömecka, se v Ceskoslovenskä 
socialistickä republice vyjimajf ze zdanöni. Ceskoslo- 
venskä socialistickä republika vöak müZe pfi stanoveni 
danö z ostatniho prijmu nebo z ostatniho majetku täto 
osoby pouzit sazbu danö, kterä by se pouzila, kdyby 
pfisluöny pfijem nebo pfisluöny majetek nebyl ze zdanäni 
vyriat. 


b) Pfi vymöfoväni öeskoslovenskych dani se do darioväho 
zäkladu zahrnou pfijmy ze Spolkovä republiky Nömecka, 
kterä podle ölänkü 10, 12, 13 odstavce 3, 16 a 17 mohou 
byt zdanöny ve Spolkovä republice Nämecka. Dari zapla- 
cenä ve Spolkovä republice Nämecka podle ölänkü 1 0, 1 2, 
1 3 odstavce 3, 1 6 a 1 7 se zapoöte na dari vybiranou v 
Ceskoslovenskä socialistickä republice z töchto pfijmü. 
Cästka, kterä se zapoöte, vöak nemüZe pfekroöit takovou 
öäst danö vypoötenä pfed zapoötenim, kterä pomörnö 
pfipadä na tyto pfijmy podlähajici zdanöni ve Spolkovä 
republice Nömecka. 

Clänek 24 

Zäsada rovnäho naklädäni 

(1) Smluvni stät nesmi ulozit osobäm, kterä maji v druhäm 
smluvnim stätö bydliötö öi sidlo, Zädnä danö, kterä by neuloZil 
osobäm, kterä maji bydliötö öi sidlo v tfetim stätö, s nimZ 
neuzavfel smlouvu o zamezeni dvojiho zdanöni. 

(2) Zdanöni stälä provozovny, kterou podnik jednoho 
smluvniho stätu mä v druhäm smluvnim stätö, se neprovede v 
tomto druhäm stätö zpüsobem mänö pfiznivym n eZ zdanöni 
podnikü tohoto druhäho stätu, kterä vykonävaji tutäZ öinnost. 

Toto ustanoveni nebude vyklädäno jako zävazek jednoho 
smluvniho stätu, aby pfiznal osobäm majicim bydliötö v 
druhäm smluvnim stätä dariovä osvobozeni, ülevy a sniZeni 
danö z düvodü osobniho stavu nebo povinnosti k rodinö nebo 
z jinych osobnich düvodü, kterä pfiznävä osobäm, kterä na 
jeho üzemi maji bydliStö. 

(3) Podniky jednoho smluvniho stätu, jejichZ jmöni je zcela 
nebo zöästi, pfimo nebo nepfimo vlastnöno nebo kontrolo- 
väno osobou nebo osobami majicimi bydliötö öi sidlo v 
druhäm smluvnim stätö, nesmi byt podrobeny v prvnö 
zminönäm smluvnim stätö Zädnämu zdanöni nebo povin- 
nostem s nim spojenym, kterä by byly jinä nebo tiZivöjäi neZ 
zdanöni a s nim spojenä povinnosti, kterym jsou nebo mohou 
byt prodrobeny jinä podobnä podniky tohoto prvnö zminö- 
näho stätu. 

(4) Vyraz "zdanöni” oznaöuje v tomto ölänkü danö jakäho- 
koli druhu a pojmenoväni. 
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Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine in einem Vertragsstaat ansässige Person der 
Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragsstaats oder 
beider Vertragsstaaten für sie zu einer Besteuerung geführt 
haben oder führen werden, die diesem Abkommen nicht ent- 
spricht, so kann sie unbeschadet der nach innerstaatlichem 
Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsbehelfe ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, in 
dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung für 
begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedi- 
gende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den 
Fall durch Verständigung mit der zuständigen Behörde des 
anderen Vertragsstaats so zu regeln, daß eine dem Abkom- 
men nicht entsprechende Besteuerung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in ge- 
genseitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch 
gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in 
Fällen, die in dem Abkommen nicht behandelt sind, vermieden 
werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
für die Zwecke der Anwendung dieses Abkommens unmittel- 
bar miteinander verkehren. 

Artikel 26 

Austausch von Informationen 

(1 ) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
gegenseitig die zur Durchführung dieses Abkommens erfor- 
derlichen Informationen austauschen. Alle so ausgetausch- 
ten Informationen sind geheimzuhalten und dürfen nur sol- 
chen Personen oder Behörden mitgeteilt werden, die mit der 
Veranlagung und Erhebung der unter dieses Abkommen fal- 
lenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen, als ver- 
pflichte er einen der Vertragsstaaten, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Ge- 
setzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des ande- 
ren Vertragsstaats abweichen, 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den geltenden Geset- 
zen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder 
des anderen Vertragsstaats nicht beschaffbar sind, 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts- 
oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preis- 
geben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord- 
nung widerspräche. 

Artikel 27 

Mitglieder diplomatischer Missionen 
und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vor- 
rechte, die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und 
konsularischer Vertretungen nach den allgemeinen Regeln 
des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Vereinbarungen 
zustehen. 

Artikel 28 

Beviin(West)-Klausel 

Entsprechend dem Vier-Mächte-Abkommen vom 3. Sep- 
tember 1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung mit 
den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) ausgedehnt. 


Clänek 25 

fteSeni pripadü cestou dohody 

(1) Jestliie se osoba majicf bydliStö Ci sidlo v nökteräm 
smluvnim stätö domnivä, te opatfeni uCinönä jednim nebo 
oböma smluvnimi stäty pfivodila nebo pfivodl pro ni zdanöni, 
kterä nenf v souladu s touto smlouvou, m die nezävisle na 
opravnych prostfedcich, kterä poskytuje vnitrostätni zäkono- 
därstvi töchto stätö, pfedloiit svöj pfipad pfisluSnämu üfadu 
smluvnfho stätu, ve kteräm mä bydliötö Ci sidlo. 

(2) Jestlize bude pfisluöny üfad povaiovat nämitku za 
oprävnönou a nebude-li säm s to najit uspokojivä feöeni, bude 
se snaiit, aby otäzku upravil dohodou s pfisluönym üfadem 
druhöho smluvniho stätu tak, aby se vylouCilo zdanöni, kterö 
neni ve shodö s touto smlouvou. 

(3) Pfisluönö üfady smluvnich stätö se budou snaZit vyfeöit 
vzäjemnou dohodou obtize nebo pochybnosti, kterä mohou 
vzniknout pfi vykladu nebo aplikaci täto smlouvy. Mohou se 
takö vzäjemnö poradit za üCelem vylouCeni dvojiho zdanöni v 
pfipadech, kterö nejsou upraveny touto smlouvou. 


(4) PfisluSnö üfady smluvnich stätö mohou vejit v primy 
styk za üCelem aplikace töto smlouvy. 


Clänek 26 
Vymöna informaci 

(1) Pfisluönö üfady smluvnich stätö si budou vzäjemnö 
vymööovat informace nutnö pro provädöni töto smlouvy. 
Vöechny informace takto vymönönö musi byt udrioväny v 
tajnosti a mohou byt sdöleny jen osobäm nebo üfadöm povö- 
fenym vymöfovänim a vybiranim dani, kterö jsou pfedmötem 
töto smlouvy. 

(2) Ustanoveni odstavce 1 nebudou v tä dnäm pfipadö 
vyklädäna tak, te uklädaji jednomu ze smluvnich stätö 
povinnost: 

a) proväst administrativni opatfeni, kterä by byla v rozporu s 
prävnimi pfedpisy nebo sprävni praxi tohoto nebo 
druhöho smluvniho stätu; 

b) sdölit üdaje, kterä by nemohly byt dosaieny na zäkladä 
platnych pfedpisü nebo v normälnim administrativnim 
h'zeni tohoto nebo druhäho smluvniho stätu; 

c) poskytnout informace, kterä by odhalily obchodni, podni- 
kovä nebo pracovni tajemstvi nebo obchodni jednäni, 
nebo jejichf sdäleni by bylo v rozporu s vefejnym 
pofädkem. 

Clänek 27 

Clenovä diplomatickych misi a konzulärnich üfadü 

Tato smlouva se nedotykä daöovych vysad, kterä pfisluäi 
Clenöm diplomatickych misi a konzulärnich üfadü podle 
obecnych pravidel mezinärodniho präva nebo na zäkladä 
zvläätnich dohod. 


Clänek 28 

Dolozka o Berlinu (Zäpadnim) 

Podle Ctyfstrannä dohody z 3. zäh 1971 se tato smlouva v 
souladu se stanovenymi procedurami rozäifuje na Berlin 
(Zäpadni). 
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Artikel 29 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn ausge- 
tauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt dreißig Tage nach dem Aus- 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden 
Vertragsstaaten anzuwenden: 

a) auf die Steuern, die für den Veranlagungszeitraum, der auf 
das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist, 
und für die folgenden Veranlagungszeiträume erhoben 
werden; 

b) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von Erträgen, 
die nach dem 31. Dezember des Jahres, in dem das Ab- 
kommen in Kraft getreten ist, gezahlt werden. 

Artikel 30 
Außerkrafttreten 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, 
jedoch kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines 
jeden Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren seit dem En- 
de des Kalenderjahrs des Inkrafttretens das Abkommen ge- 
genüber dem anderen Vertragsstaat auf diplomatischem We- 
ge schriftlich kündigen, in diesem Fall ist das Abkommen in 
beiden Vertragsstaaten nicht mehr anzuwenden: 

a) auf die Steuern, die für das Veranlagungsjahr, das auf das 
Veranlagungsjahr folgt, in dem die Kündigung ausge- 
sprochen wird, und für die folgenden Veranlagungsjahre 
erhoben werden; 

b) auf die im Abzugsweg erhobenen Steuern von Erträgen, 
die nach dem 31 . Dezember des Kündigungsjahrs gezahlt 
werden. 


Geschehen zu Prag am 19. Dezember 1980 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und tschechischer Sprache, wo- 
bei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


Clänek 29 
Nabyti platnosti 

(1) Tato smlouva podlähä ratifikaci. Ratifikaöni listiny 
budou vymänäny v Bonnu co nejdh've. 

(2) Tato smlouva nabude platnosti tficäty den po vymänä 
ratifikaönich listin a bude se v obou smluvnlch stätech apli- 
kovat: 

a) na danä, kterä se vybfraji za zdafiovaci obdobl, kterä näsle- 
duje po roce, ve kteräm smlouva nabyla platnosti, a za daläi 
zdafiovaci obdobi, 

b) na danä vybiranä sräzkou z vynosü placenych po 31. 
prosinci roku, ve kteräm smlouva nabyla platnosti. 

Clänek 30 
Vypovöd’ 

Tato smlouva se sjednävä na neuröitou dobu, aväak ktery- 
koli ze smluvnich stätü ji mü2e vypovädät pisemnä diploma- 
tickou cestou vzdy do 30. öervna kalendäfniho roku näsle- 
dujiciho po uplynuti päti let od konce kalendärniho roku, ve 
kteräm smlouva nabyla platnosti. V takoväm pripadä se 
smlouva v obou stätech jiz nepouZije: 

a) na danä, kterä se vybiraji za dafiovy rok, ktery näsleduje po 
daftoväm roce, ve kteräm byla däna vypoväd’, a za näsle- 
dujici dafiovä roky, 

b) na danä vybiranä sräzkou z vynosü placenych po 31. 
prosinci roku, ve kteräm byla däna vypoväd’. 


Däno v Praze dne 1 9. prosince 1 980 ve dvou vyhotovenich, 
kaldä v jazyce nämeckäm a öeskäm, pfiöem* obä znäni maji 
stejnou platnost. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Spolkovou republiku Nämecka 

Hans-Dietrich Genscher 

Für die Tschechoslowakische Sozialistische Republik 
Za Ceskoslovenskou socialistickou republiku 

Chfioupek 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das am 1 9. Dezember 1 980 in Prag Unterzeichnete Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Tschechoslowakischen Sozialistischen Repu- 
blik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
ist nach den entsprechenden Abkommen mit Polen, 
Rumänien und Ungarn der vierte Steuervertrag, den die 
Bundesrepublik Deutschland mit einem Staatshandels- 
land abgeschlossen hat. 

Das Abkommen entspricht in Inhalt, Form und Wir- 
kungsweise den herkömmlichen deutschen Abkommen, 
die sich weitgehend an das von der OECD empfohlene 
Musterabkommen anlehnen. Noch nicht berücksichtigt 
sind allerdings gewisse Änderungen im revidierten 
OECD-Muster aus dem Jahr 1 977, da der sachliche In- 
halt des Abkommens mit der Tschechoslowakei bereits 
zuvor abschließend ausgehandelt war. Aus diesem 
Grund enthält das Abkommen auch noch nicht die Fol- 
gerungen aus der deutschen Körperschaftsteuerreform, 
wie sie in späteren Vertragsverhandlungen mit anderen 
Staaten gezogen wurden. 

Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung verwendet das 
Abkommen zwei Methoden, und zwar in der Regel und 
für die wesentlichsten ausländischen Einkünfte die Frei- 
stellungsmethode - allerdings unter Beachtung des 
Progressionsvorbehalts - und in einigen Ausnahme- 
fällen die Anrechnungsmethode. 

Das Abkommen gliedert sich wie folgt auf: 

Dem Musterabkommen der OECD entsprechend stek- 
ken die einleitenden Bestimmungen der Artikel 1 bis 5 
den Geltungsbereich des Vertragswerks ab. Außerdem 
enthalten sie die für die Anwendung des Abkommens 
wichtigen Definitionen. Die Artikel 6 bis 22 legen den 
Rahmen fest, innerhalb dessen der Quellen- bzw. Bele- 
genheitsstaat Einkünfte und Vermögenswerte besteu- 
ern darf. Artikel 23 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei 
den dem Quellenstaat zur Besteuerung überlassenen 
Einkünften und Vermögenswerten die Doppelbesteue- 
rung vermeidet. Die abschließenden Artikel 24 bis 30 
regeln den Schutz vor Diskriminierungen, die zur Durch- 
führung des Abkommens notwendige Zusammenarbeit 
der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und Außerkraft- 
treten des Abkommens und andere Fragen. 


II. Zu den einzelnen Abkommensregelungen 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 


Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen mehrfach 
verwendete Begriffe. Absatz 2 enthält die übliche Regel, 
daß die nicht definierten Begriffe entsprechend dem 
nationalen Steuerrecht des das Abkommen anwen- 
denden Vertragsstaats auszulegen sind, wenn der Ab- 
kommenszusammenhang keine andere Auslegung 
erforderlich macht. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der in einem Ver- 
tragsstaat ansässigen Person, der für den subjektiven 
Geltungsbereich des Abkommens und die Abgrenzung 
der Besteuerungsrechte maßgebend ist. Grundsätzlich 
bestimmt sich die Ansässigkeit nach den Merkmalen 
des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten (Ab- 
satz 1). Ist eine Person danach in beiden Staaten an- 
sässig, so wird nach bestimmten Kriterien nur einer der 
Staaten für die Abkommensanwendung als (Wohn)sitz- 
staat behandelt (Absätze 2 und 3). 


Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert den Begriff der Betriebstätte, der 
die Grundlage für die Besteuerung der gewerblichen 
Einkünfte bildet (vgl. Artikel 7). Bauausführungen und 
Montagen gelten als Betriebstätten, wenn ihre Dauer 
1 2 Monate überschreitet. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel bestimmt, daß Einkünfte aus unbewegli- 
chem Vermögen in dem Staat besteuert werden können, 
in dem dieses Vermögen liegt. Dies gilt auch, wenn es 
sich um Betriebsgrundstücke handelt. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Gewinne aus 
Gewerbebetrieben. Nach Absatz 1 darf ein Staat die ge- 
werblichen Einkünfte von Unternehmen des anderen 
Staates nur insoweit besteuern, als der Gewinn durch 
eine in seinem Gebiet gelegene Betriebstätte erzielt 
wird. Die Absätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über 
die Ermittlung und Zurechnung der Betriebstättenge- 
winne. Absatz 7 regelt das Verhältnis der Betriebstät- 
tenbesteuerung zu den Abkommensbestimmungen für 
andere Einkünfte. 


Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen 
Verkehr (Absatz 1) und von Binnenschiffen (Absatz 2) 
abweichend vom Betriebstättenprinzip nur im Staat der 
tatsächlichen Geschäftsleitung eines Unternehmens 
besteuert werden dürfen. 
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Zu Artikel 9 

Absatz 1 stellt klar, daß das Abkommen der Korrektur 
von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen Un- 
ternehmen nicht entgegensteht. Absatz 2 sieht vor, daß 
in den Fällen, in denen der eine Staat eine Gewinnbe- 
richtigung vornimmt, auch der andere Staat eine korre- 
spondierende Berichtigung vornimmt, damit eine soge- 
nannte Doppel belastung (= Besteuerung derselben Ein- 
künfte bei verschiedenen Personen) vermieden wird. 

Zu Artikel 10 

Diese Bestimmung regelt die Besteuerung von Dividen- 
den. Dabei enthält Absatz 1 den Grundsatz, daß Divi- 
denden in dem Wohnsitzstaat des Empfängers dieser 
Dividenden besteuert werden dürfen. 

Daneben darf nach Absatz 2 der Quellenstaat eine auf 
1 5 % (im Falle wesentlicher Beteiligungen auf 5 %) be- 
grenzte Quellensteuer erheben. Abweichend von dieser 
Regel darf nach Absatz 3 die Bundesrepublik Deutsch- 
land bei abfließenden Schachteldividenten die volle Ka- 
pitalertragsteuererheben. Absatz 4 definiert den Begriff 
der Dividenden im einzelnen. Die Absätze 5 und 6 ent- 
halten ergänzende Bestimmungen, die auch im OECD- 
Musterabkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 1 1 

Absatz 1 weist das alleinige Besteuerungsrecht für Zin- 
sen dem Wohnsitzstaat zu. Eine Quellensteuer darf 
nicht erhoben werden. Die Absätze 2 bis 4 enthalten 
eine Definition des Begriffs Zinsen und einige auf den 
OECD-Mustertext zurückgehende ergänzende Rege- 
lungen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenz- 
gebühren. 

In Absatz 1 wird dabei der Grundsatz aufgestellt, daß 
Lizenzgebühren im Wohnsitzstaat des Empfängers be- 
steuert werden dürfen. Daneben darf nach Absatz 2 der 
Quellenstaat eine auf 5 % begrenzte Steuer erheben. 

Die Absätze 3 bis 5 enthalten eine Definition des Be- 
griffs Lizenzgebühren und einige auf den OECD-Muster- 
text zurückgehende ergänzende Regelungen. 

Zu Artikel 13 

In diesem Artikel wird die Besteuerung von Veräuße- 
rungsgewinnen geregelt. Der Belegenheitsstaat darf 
Gewinne aus der Veräußerung von unbeweglichem Ver- 
mögen (Absatz 1), von beweglichem Betriebstättenver- 
mögen und von beweglichem Vermögen einer der Aus- 
übung eines freien Berufs dienenden festen Einrichtung 
(Absatz 2) sowie von Anteilen an einer Gesellschaft 
(Absatz 3) besteuern. 

Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen und 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr und Binnen- 
schiffen sowie des beweglichen Vermögens, das dem 
Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge dient, werden 
entsprechend der Regelung für die Besteuerung der lau- 
fenden Einkünfte (vgl. Artikel 8) besteuert. Die Besteue- 
rung aller anderen Veräußerungsgewinne wird dem 
Wohnsitzstaat Vorbehalten (Absatz 4). 


Zu Artikel 14 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus selbständiger Arbeit. 

Grundsätzlich hat der Wohnsitzstaat das Besteue- 
rungsrecht. Werden jedoch die Einkünfte in dem ande- 
ren Staat durch eine dort unterhaltene feste Einrichtung 
erzielt, hat dieser Staat insoweit das Besteuerungs- 
recht. 

In Absatz 2 wird der Ausdruck „freier Beruf“ im einzel- 
nen erläutert. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befaßt sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus nichtselbständiger Arbeit. 

Grundsätzlich hat der Staat der Arbeitsausübung das 
Besteuerungsrecht (Absatz 1). Werden jedoch Perso- 
nen von inländischen Unternehmen nur vorübergehend 
im Ausland eingesetzt, z. B. Monteure, so wird dieser 
Grundsatz zugunsten des Wohnsitzstaates einge- 
schränkt (Absatz 2). Weitere Sonderregelungen enthal- 
ten Absatz 3 für das Bordpersonal von Schiffen und 
Luftfahrzeugen sowie die Artikel 1 6 bis 20. 

Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und Verwal- 
tungsratsvergütungen in dem Staat besteuert werden, 
in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler stets 
in dem Staat besteuert werden, in dem sie ihre Tätigkeit 
ausüben. Dies gilt auch für die Gewinne, die Unter- 
nehmen aus künstlerischer oder sportlicher Tätigkeit 
anderer Personen beziehen. 

Nach Absatz 3 gilt diese Regelung jedoch nicht, wenn 
der Auftritt im Rahmen des staatlich vereinbarten 
Kulturaustausches stattfindet. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Arbeitsentgel- 
ten und Ruhegehältern, die aus öffentlichen Kassen ge- 
zahlt werden. 

Absatz 1 legt den Grundsatz fest, daß diese von dem 
Staat besteuert werden dürfen, aus dessen Kassen die 
Zahlungen erfolgen. Dies gilt nicht, wenn die Zahlungen 
an nicht entsandte Arbeitnehmer, d. h. solche, die in dem 
anderen Staat ständig ansässig sind, geleistet werden 
(Absatz 1 Satz 2), und auch nicht für Arbeitnehmer ge- 
werblicher Betriebe der öffentlichen Hand (Absatz 2). 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel weist das alleinige Besteuerungsrecht für 
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die nicht aus 
öffentlichen Kassen gezahlt werden, dem Wohnsitz- 
staat des Empfängers zu. 

Zu Artikel 20 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und von in Aus- und Fortbildung 
stehenden Personen fördern. 
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Zu diesem Zweck sind nach Absatz 1 die Vergütungen 
von Gastlehrkräften, die diesen von Quellen außerhalb 
des Gastlandes zufließen, im Gaststaat von der 
Besteuerung befreit, sofern der Aufenthalt zwei Jahre 
nicht übersteigt. 

Desgleichen werden nach den Absätzen 2 und 3 Stu- 
denten, Praktikanten und Lehrlinge sowie Stipendiaten, 
die sich zu Ausbildungs- oder Forschungszwecken vor- 
übergehend im Gaststaat aufhalten, hinsichtlich der Un- 
terstützungsgelder, der Stipendien und der Unterhalts- 
zuwendungen, die sie aus dem Ausland erhalten, von 
den Steuern des Gaststaats befreit. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für alle in 
den vorhergehenden Regelungen nicht behandelten 
Einkünfte ausschließlich dem Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen zu. 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Vermögens. 

Grundsätzlich hat das Besteuerungsrecht hierfür nur 
der Wohnsitzstaat (Absatz 4). Unbewegliches Vermö- 
gen und das bewegliche Vermögen, das zu einer Be- 
triebstätte oder einer der Ausübung eines freien Berufs 
dienenden festen Einrichtung gehört, darf aber nach den 
Absätzen 1 und 2 - entsprechend der Regelung für die 
betreffenden Einkünfte - im Belegenheitsstaat besteu- 
ert werden. Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internatio- 
nalen Verkehr und Binnenschiffe sowie das ihrem Be- 
trieb dienende bewegliche Vermögen dürfen abwei- 
chend hiervon nach Absatz 3 nur in dem Staat besteuert 
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des Steuer- 
pflichtigen die Doppelbesteuerung bei Einkünften und 
Vermögenswerten vermeidet, die nach dem Abkommen 
im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuert werden 
können. 

Absatz 1 bestimmt, wie die Bundesrepublik Deutsch- 
land die Doppelbesteuerung bei einer in ihrem Gebiet 
ansässigen Person vermeidet, während Absatz 2 eine 
entsprechende Regelung für die Tschechoslowakei 
trifft. 

Nach Absatz 1 Buchstabe a werden die wichtigsten Ein- 
künfte, wie z. B. aus unternehmerischer Tätigkeit, die 
durch eine tschechoslowakische Betriebstätte oder 
eine tschechoslowakische Tochtergesellschaft (Min- 
destbeteiligung 25 %) ausgeübt wird, und die entspre- 
chenden Vermögenswerte von der deutschen Steuer 
freigestellt. Buchstabe c stellt sicher, daß diese Frei- 
stellung für tschechoslowakisches Betriebstättenver- 


mögen und wesentliche Beteiligungen an einer tsche- 
choslowakischen Tochtergesellschaft sowie die daraus 
fließenden Einkünfte nur dann gilt, wenn die Betriebstät- 
te oder Tochtergesellschaft bestimmte aktive wirt- 
schaftliche Tätigkeiten ausübt. Ist dies nicht der Fall, so 
wird zur Vermeidung der Doppelbesteuerung lediglich 
die tschechoslowakische Steuer auf die entsprechende 
deutsche Steuer angerechnet. 

Bei bestimmten Einkünften, die nicht nach Buchstabe a 
von der deutschen Steuer freigestellt werden, wie z. B. 
Zinsen, Lizenzgebühren und Dividenden, die nicht aus 
einer Schachtelbeteiligung stammen, wird die Doppel- 
besteuerung nach Buchstabe b durch Anrechnung 
der tschechoslowakischen auf die deutsche Steuer 
beseitigt. 

Die Tschechoslowakei beseitigt nach Absatz 2 die Dop- 
pelbesteuerung bei den dort ansässigen Personen auf 
im wesentlichen gleichem Wege. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel soll steuerliche Diskriminierungen verhin- 
dern. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht vor, daß sich die zuständigen Behör- 
den der beiden Vertragsstaaten über die Vermeidung 
der Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen und 
Auslegungs- sowie Anwendungsschwierigkeiten in ge- 
genseitigem Einvernehmen beseitigen können. 

Zu Artikel 26 

Dieser Artikel regelt den Austausch von Informationen, 
die zur Durchführung des Abkommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 27 

Dieser Artikel regelt das Verhältnis des Abkommens zu 
den besonderen diplomatischen und konsularischen 
Vorrechten. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das Inkraft- 
treten des Abkommens. Das Abkommen soll erstmalig 
für das Jahr angewendet werden, das dem Jahre folgt, 
in dem das Abkommen in Kraft tritt. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine even- 
tuelle Kündigung und das Außerkrafttreten des Ab- 
kommens. 
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